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I 0027/2020 (VWD) 
Interpellation Rémy Wyssmann (SVP, Kriegstetten): Finanzieller Schaden beim Bun-

desfinanzausgleich (29.01.2020)  

 
Dem Kanton Solothurn werden beim Finanzausgleich des Bundes 3,5 Millionen Franken nicht 
angerechnet. Dem Vernehmen nach waren die zuständigen kantonalen Stellen nicht in der 
Lage, für das Jahr 2017 kumulierte Daten aus dem System der Ergänzungsleistungen für Fami-
lien zu liefern – dabei handelt es sich um Datensätze in hoher drei-, bzw. tiefer vierstelliger 
Zahl. Gemäss Verlautbarungen in den Medien wird dabei als Erklärung der Wechsel der Soft-
ware angeführt. Die Regeln und Anforderungen des Bundes an die Datenlieferung sind je-
doch glasklar: Um den soziodemografischen Lastenausgleich festzulegen - einen der Kompo-
nenten des Bundesfinanzausgleichs - werden u.a. auch die Familienausgleichszahlungen der 
Kantone (so welche vorhanden) berücksichtigt (Art. 34 Abs. 2 FiLaV). Stellt das mit der Daten-
erhebung beauftragte Bundesamt für Statistik (BfS) Mängel bei den gelieferten Daten fest, so 
weist es die Daten zur Überarbeitung innerhalb einer angemessenen Frist an den betroffenen 
Kanton zurück (Art. 41 Abs. 2 FiLaV). Bleibt die Datenmeldung fehlerhaft, so nimmt das BfS 
eigene Einschätzungen oder Korrekturen vor. Diese Einschätzung wird wiederum dem be-
troffenen Kanton zur Stellungnahme unterbreitet (Art. 42 Abs. 3 FiLaV). Und schliesslich hält 
die Statistikerhebungsverordnung des Bundes klar fest, in welcher Form die Daten zu liefern 
sind: Als jährliche Vollerhebung auf Jahresbasis (das heisst nicht mit Stichdatum Ende Jahr!) 
mit obligatorischer Auskunftspflicht (Anhang 67 dieser Verordnung). Offenbar waren diese 
Abläufe vor dem Jahr 2017 den zuständigen Stellen klar, hatte es doch in dieser Zeit nie Prob-
leme gegeben. Deshalb stellen sich Fragen nach den Zuständigkeiten, den internen Abläufen 
und der Verantwortlichkeit. Schliesslich sind «Beamte für den Schaden verantwortlich, den sie 
dem Staat durch vorsätzliche oder grobfahrlässige Verletzung der Dienstpflicht zufügen" (§13 
Verantwortlichkeitsgesetz).  
 
In diesem Zusammenhang bitten die Interpellanten den Regierungsrat um die präzise, voll-
ständige und abschliessende Beantwortung der folgenden Fragen: 
1. Bewertet der Regierungsrat den entstandenen finanziellen Schaden als beträchtlich oder 

als vernachlässigbar? 
2. Warum ist der Kanton offensichtlich nicht in der Lage, glasklare bundesrechtliche Vorga-

ben in der Verwaltung so zu erfüllen, dass die Interessen des Kantons gewahrt sind? 
3. Wer (Organisationseinheit und Personen) war bis und mit dem Erhebungsjahr 2016 ver-

antwortlich für die Bereitstellung und Lieferung der betreffenden Daten, wer war dies für 
2017, wer ist es für die Folgejahre? 

4. War den Zuständigen für die Datenlieferung jederzeit klar, auf welcher rechtlichen Basis 
und in welcher Form die betreffenden Daten zu liefern waren? Wenn nein, warum nicht? 

5. Falls ein Wechsel in der Zuständigkeit der Datenaufbereitung und Datenlieferung vorge-
nommen wurde: In welcher Form fand die Übergabe dieser Zuständigkeit statt? Wer defi-
nierte die Anforderungen an die Datenmigration und überwachte diese? Wurde diese 
Übergabe schriftlich dokumentiert? Welche Führungsverantwortlichen haben diese Über-
gabe begleitet und beaufsichtigt? 

6. Bestehen generelle, verwaltungsweite Richtlinien bezüglich Datenmigration, Datensiche-
rung und Rückverfolgbarkeit? Wenn ja, wer ist dafür zuständig? Wenn nein, warum 
nicht? 



7. Auf welcher Basis war die betreffende Software programmiert, die bis 2017 zur Anwen-
dung kam, auf welcher Basis die seit 2018 eingesetzte Software? 

8. Welche Einsparungen wurden erzielt, in dem man auf den Unterhalt der betreffenden 
älteren Software verzichtete? 

9. Auf welchen Termin hatten die zuständigen kantonalen Stellen die betreffenden Daten 
für das Jahr 2017 zu liefern? An welchem Datum erfolgte die erste Mahnung des BfS ge-
mäss Art. 41 Abs. 2 FiLaV? 

10. Erfolgte eine Stellungnahme des Kantons gemäss Art. 42 Abs. 3 FiLaV? Wann erfolgte 
diese? 

11. Besteht gegen den jetzt erfolgten Entscheid des Bundes ein Rechtsmittel? Wurde dies 
ergriffen? 

12. Welche Massnahmen hat die Regierung eingeleitet, um die Verantwortlichkeitsansprüche 
gegenüber den Verantwortlichen geltend zu machen? 

 
Begründung 29.01.2020: Im Vorstosstext enthalten. 
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